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Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat ein interessantes
Urteil gefällt, das die Anwendung von Artikel 10 der Europäischen
Menschenrechtskonvention (EMRK) auf das Recht auf Zugang zu öffentlichen
Dokumenten, die personenbezogene Daten enthalten, näher erläutert.

Wenngleich der EGMR feststellte, dass der Schutz personenbezogener Daten von
Förderungsempfängern ein legitimes Ziel darstelle, den Zugang zu solchen Daten
zu verweigern, betonte er, dass das Auskunftsersuchen einer Journalistin mit dem
Ziel, zu Transparenz bei der Verwendung von Steuergeldern beizutragen,
eindeutig dem öffentlichen Interesse entsprochen habe.

Der EGMR stellte fest, die ungarischen Behörden hätten keine ausreichenden
Gründe vorgebracht, die Offenlegung der Identität der Förderungsempfänger
zweier von der Nationalbank finanzierter Stiftungen zu verweigern.

Der Fall betrifft die erfolglosen Bemühungen der Enthüllungsjournalistin Blanka
Zöldi um Informationen über die Verwaltung und Zuweisung öffentlicher Mittel
durch zwei Stiftungen in Ungarn. Beide Stiftungen wurden von der ungarischen
Nationalbank gegründet, die sich vollständig in Staatsbesitz befindet. Als Zöldi
2015 ihr Auskunftsersuchen stellte, wurde Kritik an den Stiftungen geäußert, da
ihre Politik der „Privatisierung“ öffentlicher Mittel zu dienen schien und es an
Transparenz bei der Vergabe ihrer Fördergelder mangelte.

Zöldi fragte unter anderem nach den Namen der Personen, die Fördergelder
erhalten hatten, nach der Höhe der ausgezahlten Beträge und nach den
bezuschussten Aktivitäten. Sie wollte diese Informationen für einen Artikel
verwenden. Die Stiftungen weigerten sich jedoch, die angeforderten
Informationen preiszugeben; Zöldi beantragte eine gerichtliche Überprüfung
dieser Entscheidungen.

Zöldi erhielt die angeforderten Informationen, allerdings nicht die Namen der
Förderungsempfänger. Die Gerichte, die über den Fall entschieden, stellten fest,
dass es sich bei diesen Namen weder um „Daten von öffentlichem Interesse“
noch um „Daten, die im öffentlichen Interesse offengelegt werden müssen,“ im
Sinne des ungarischen Datenschutzgesetzes handele, so dass eine Offenlegung
nach dem Gesetz nicht erforderlich sei.
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Ohne eine spezifische Rechtsgrundlage sei es nicht möglich, die Namen der
erfolgreichen Antragsteller als „Daten, die im öffentlichen Interesse offengelegt
werden müssen“, preiszugeben. Das Verfassungsgericht bestätigte 2018 diese
Gerichtsentscheidungen. Es stellte jedoch fest, dass der Gesetzgeber es versäumt
habe, für ausreichende Transparenz öffentlicher Mittel zu sorgen, und forderte ihn
auf, diesen Mangel zu beheben.

2019 kam das ungarische Parlament der Entscheidung des Verfassungsgerichts
nach und änderte das Gesetz über die Transparenz von Zuschüssen aus
öffentlichen Mitteln. In der Zwischenzeit hatte Zöldi 2018 eine Beschwerde beim
EGMR eingereicht, in der sie sich darüber beschwerte, dass ihr Recht auf freie
Meinungsäußerung gemäß Artikel 10 EMRK verletzt worden sei, da sie keine
Informationen zur Identität der Förderungsempfänger der beiden von der
Ungarischen Nationalbank eingerichteten Stiftungen habe erhalten können.

Zunächst machte die ungarische Regierung geltend, Zöldi habe nicht alle ihr zur
Verfügung stehenden innerstaatlichen Behelfe ausgeschöpft, da sie nach dem
Inkrafttreten der Gesetzesänderungen zum Gesetz über die Transparenz von
Zuschüssen aus öffentlichen Mitteln kein neues Ersuchen bei den Stiftungen
eingereicht habe.

Zöldi hätte ab diesem Moment unter Berufung auf diese neuen Rechtsvorschriften
ein neues Ersuchen stellen können, das den mutmaßlichen Verstoß behoben
hätte. Der EGMR stimmte zu, dass Zöldi eine solche Möglichkeit zur Verfügung
gestanden habe und die Änderungen im rechtlichen Umfeld ihre Chancen, die
gewünschten Informationen zu erhalten, möglicherweise erhöht hätten. Im
Hinblick auf die Ausschöpfung innerstaatlicher Behelfe sei es jedoch unzumutbar
gewesen, von der Journalistin zu erwarten, ihr Auskunftsersuchen erneut zu
stellen.

Der EGMR wies darauf hin, dass Zöldi eine Enthüllungsjournalistin sei, die für
einen Artikel über die Finanzen zweier von der Nationalbank eingerichteter
Stiftungen Unterlagen und Informationen habe einholen wollen. Angesichts der
Spezifik der Berichterstattung über Themen von breitem öffentlichem Interesse
räumt der EGMR ein, es sei für Zöldi entscheidend gewesen, die gewünschten
Informationen schnell zu erhalten, um deren Relevanz für ihre Leserschaft zu
gewährleisten.

Der Zweck des Auskunftsersuchens habe tatsächlich darin bestanden, ihr zu
ermöglichen, die erhaltenen Informationen durch den Nachrichtenartikel, an dem
sie gerade arbeitete, unverzüglich breit zu veröffentlichen. Die Offenlegung
solcher Daten sei jedoch erst mehr als vier Jahre später möglich geworden. Der
EGMR stellte fest, die fraglichen Informationen hätten nach einer derart langen
Zeit jegliche Relevanz verloren haben können und es habe von Zöldi
vernünftigerweise nicht erwartet werden können, den von der Regierung
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vorgeschlagenen Weg einzuschlagen. Er wies daher den Einwand der Regierung
bezüglich der Ausschöpfung der innerstaatlichen Behelfe zurück.

Des Weiteren war der EGMR überzeugt, dass Zöldi als Journalistin im Einklang mit
den Kriterien für die Anwendbarkeit von Artikel 10 EMRK ihr Recht auf Weitergabe
von Informationen über eine Angelegenheit von öffentlichem Interesse ausüben
wollte und um Zugang zu Informationen nachsuchte, die parat und verfügbar
waren (siehe Magyar Helsinki Bizottság gegen Ungarn , IRIS 2017-1/1). Da die
Ablehnung, die Identität der Förderungsempfänger offenzulegen, als gesetzlich
vorgeschrieben angesehen wurde und dem legitimen Ziel des Schutzes ihrer
Rechte einschließlich ihres Rechts auf den Schutz personenbezogener Daten
diente, blieb die Frage, ob die Einschränkung des Rechts Zöldis auf Zugang zu
Informationen „in einer demokratischen Gesellschaft notwendig“ war.

Nach Ansicht des EGMR hat die ungarische Regierung nicht dargelegt, inwiefern
die Offenlegung der Namen der Förderungsempfänger deren Schutz des
Privatlebens beeinträchtigen würde.

Der Gerichtshof stellte zudem fest, dass Transparenz bei der Zuweisung
öffentlicher Mittel ein wichtiger Verfassungsgrundsatz sei und dass das
Datenschutzgesetz und andere Rechtsvorschriften wie das Transparenzgesetz die
Offenlegung von Daten im Zusammenhang mit der Verwaltung und Zuweisung
öffentlicher Mittel vorsähen, zu denen auch personenbezogene Daten von
Begünstigten gehören könnten.

Vor diesem Hintergrund hätten die Personen, die die Fördergelder beantragt
hatten, damit rechnen können, dass ihre Namen als Empfänger öffentlicher
Gelder öffentlich bekannt gemacht würden.

Der EGMR vertrat daher die Auffassung, dass die Interessen zum Schutz der
Rechte Dritter nicht von solcher Art und solchem Ausmaß sind, dass sie die
Anwendung von Artikel 8 EMRK rechtfertigen und in einer Abwägung gegen Zöldis
Recht auf freie Meinungsäußerung nach Artikel 10 EMRK geltend gemacht werden
könnten. Dessen ungeachtet prüfte der EGMR weiterhin, ob die Verweigerung der
Offenlegung der fraglichen Namen einen verhältnismäßigen Eingriff in Zöldis
Recht auf Zugang zu öffentlichen Dokumenten darstellte.

Der EGMR verwies auf die einschlägigen Kriterien im Rahmen einer solchen
Verhältnismäßigkeitsprüfung: (i) ob es sich bei den von dem Auskunftsersuchen
Betroffenen um besonders prominente Personen des öffentlichen Lebens handelt;
(ii) ob sie die beanstandeten Informationen selbst der Öffentlichkeit zugänglich
gemacht haben; (iii) das Ausmaß der potenziellen Beeinträchtigung der
Privatsphäre des Einzelnen im Falle der Offenlegung; (iv) die Folgen für die
effektive Wahrnehmung des Rechts auf freie Meinungsäußerung der
Beschwerdeführerin im Falle der Nichtoffenlegung; (v) ob die Beschwerdeführerin
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Gründe für das Auskunftsersuchen vorgebracht hat; (vi) das Ausmaß des
öffentlichen Interesses an der Angelegenheit und (vii) ob die Möglichkeit einer
sinnvollen Bewertung der Einschränkungen der Rechte der Beschwerdeführerin
nach innerstaatlichem Recht möglich war und, falls ja, ob eine solche Bewertung
von den innerstaatlichen Behörden vorgenommen wurde (siehe auch IRIS 2020-
5:1/24).

Da es keinen Hinweis auf eine Gefahr potenziell schädlicher Auswirkungen gab,
die die Offenlegung der Namen der Förderungsempfänger auf deren Privatsphäre
hätte haben können, und weil Zöldis Ersuchen darauf abzielte, als Journalistin zur
Transparenz bei der Verwendung von Steuergeldern beizutragen, entsprach ihr
Ersuchen eindeutig dem öffentlichen Interesse, da es zu einer öffentlichen
Debatte über eine Angelegenheit von erheblichem öffentlichem Interesse beitrug.

Schließlich verwies der EGMR auf die Feststellung des Verfassungsgerichts, dass
der Gesetzgeber es versäumt habe, Gesetze zu erlassen, die eine möglichst
ausgewogene Wahrnehmung der beiden konkurrierenden verfassungsmäßigen
Grundrechte gewährleistet hätten, nämlich des Rechts auf Schutz der
personenbezogenen Daten und des Rechts auf Zugang zu Informationen im
öffentlichen Interesse.

Unter diesen Umständen kam der EGMR zu dem Schluss, dass die nationalen
Behörden keine ausreichenden Gründe für die Notwendigkeit des beanstandeten
Eingriffs vorgebracht haben, da sie keine angemessene Abwägung zwischen den
widerstreitenden Interessen vorgenommen haben, um die Verhältnismäßigkeit
des Eingriffs zu gewährleisten. Entsprechend stellte der EGMR einen Verstoß
gegen Artikel 10 EMRK fest.

Judgment by the European Court of Human Rights, First Section, in the
case Zöldi v. Hungary, Application no. 49049/18, 4 April 2024

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-231872

Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, Erste Sektion, in der
Rechtssache Zöldi gegen Ungarn, Beschwerde Nr. 49049/18, 4. April 2024
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